
nach Auffassung des Obersten Gerichts ebenso mit der 
sofortigen Beschwerde anfechtbar, wie Urteile nach § 99 
Abs. 3 ZPO. Der Beschluß selbst ist im Rahmen der 
Auffassung des Bezirksgerichts von der Anwendbar
keit des § 4 Abs. 1 der 3. VereinfVO eingehend und 
sorgfältig begründet; die Begründung genügt sogar den 
Erfordernissen des § 313 ZPO, so daß er sich praktisch 
von einem Urteil nur durch die Überschrift unter
scheidet.

Aufzuheben war der Beschluß vielmehr, weil ent
gegen der Auffassung des Bezirksgerichts nicht § 4 
Abs. 1 der 3. VereinfVO, sondern § 93 ZPO anzuwenden 
ist und der Verklagte im Sinne dieser Bestimmung 
keine Veranlassung zur Klage gegeben und sofort an
erkannt hat, die Kosten also den Klägern auferlegt 
werden müssen.

Da die Sache zur Endentscheidung reif war, hatte 
das Oberste Gericht gern. § 565 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO in 
Verbindung mit § 14 OGStG selbst zu entscheiden.

§f§ 282, 139 ZPO.
1. Schlüssig angebotene und ausführbare Beweise sind 

zu erheben.
2. Eine Partei, die ein schriftlich angekündigtes Be

weisangebot nicht mündlich vorträgt, ist hierüber zu 
befragen.

OG, Urt. vom 25. Juli 1957 - 2 Zz 49/57.

Aus den G r ü n d e n :
In der Klageschrift sind für die Behauptung des 

Klägers mehrere Zeugen benannt worden. Anderseits 
haben die Verklagten in ihrem Schriftsatz vom 11. Mai 
1955 einen dieser 'Zeugen als Gegenzeugen benannt.

Diese Beweisangebote sind im Tatbestand des Urteils 
des Kreisgerichts nicht erwähnt worden. Das würde 
fehlerhaft sein, wenn diese Beweisangebote in der 
mündlichen Verhandlung vorgetragen sein sollten. Aller
dings muß, da eine Berichtigung des Tatbestandes 
((§ 320 ZPO) noch nicht einmal beantragt worden ist, 
angenommen werden, daß die Parteien diese Beweis
angebote nicht mündlich vorgetragen haben, weil der 
Tatbestand mangels Berichtigung nur durch das 
Sitzungsprotokoll widerlegt werden kann, das über 
einen derartigen mündlichen Vortrag nichts enthält.

Unterstellt man aber, wie dies angesichts der ange
führten gesetzlichen Vorschriften erforderlich ist, daß 
die Parteien diese Beweisangebote nicht mündlich vor
getragen haben, so war das Gericht gemäß § 139 ZPO 
verpflichtet, sie auf diesen Unterschied zwischen ihrem 
mündlichen Vorbringen und den in den Schriftsätzen 
angekündigten Ausführungen hinzuweisen und zu be
fragen, ob die Beweisangebote mündlich vorgebracht 
würden.

Da erfahrungsgemäß die Unterlassung des münd
lichen Vorbringens von Ausführungen, die in Schrift
sätzen angekündigt sind, in der Regel auf einem Ver
sehen 'beruht — falls eine Partei nicht ausdrücklich 
erklärt, daß sie gewisse Schriftsätze oder Teile von 
ScV.riftsätzen nicht Vorfragen wolle —, so muß davon 
ausgegangen werden, daß jede Partei, mindestens aber 
der Kläger, auf einen derartigen Hinweis die angekün
digten Beweisangebote mündlich vorgetragen hätte.

Dann aber hätte diesen Beweisangeboten, da sie 
schlüssig und ausführbar waren, entsprochen werden 
müssen (§§ 282, 373 ZPO).

§§ 313 Abs. 2 Satz 1, 282, 373 ZPO.
1. Das wesentliche Vorbringen der Parteien muß im 

Tatbestand, wenn auch in gedrängter Kürze, wieder
gegeben sein. Soweit auf Schriftsätze verwiesen wird, 
müssen mindestens deren Datum und Blattzahl in den 
Akten angegeben werden. Der bloße Hinweis auf „den 
Akteninhalt“ genügt nicht.

2. Nichtbeachtung schlüssiger Beweisanträge ist ein 
Gesetzesverstoß, der im Kassationsverfahren zur Auf
hebung des Urteils führt.

OG, Urt. vom 9. Juli 1957 - 1 Zz 103/57.
Der Kläger hat am 31. Dezember 1954 von der Verklagten 

zu 1) zwei Pferde zum Kaufpreis von insgesamt 2800 DM 
gekauft. Er hat behauptet, bei den Verhandlungen sei der

Verklagte zu 2) als Bevollmächtigter der Verklagten zu 1) 
aufgetreten. Er habe ihn arglistig durch die Zusicherung 
getäuscht, daß die Pferde acht und zwölf Jahre alt und 
mit 2800 DM versichert seien. In Wirklichkeit seien sie 
aber vierzehn und zwanzig Jahre alt, und nur das jüngere 
Pferd sei mit 1100 DM versichert gewesen. Darüber hinaus 
seien die gesetzlichen Höchstpreise überschritten worden.

Er hat deshalb beantragt, die Verklagten als Gesamt
schuldner zu verurteilen, an den Kläger 1000 DM nebst 
4 Prozent Zinsen seit dem 20. Februar 1955 zu zahlen.

Die Verklagten haben Klagabweisung beantragt. Sie 
haben behauptet, der Kläger habe den Preis von 2800 DM 
selbst geboten. Er habe gewußt, daß die Pferde zum Preise 
von 1400 DM der Besatzungsmacht abgekauft worden 
waren. Die Pferde seien ohne Gewähr für ihr Alter ge
kauft und zu den gleichen Bedingungen auch wieder ver
kauft worden.

Das Kreisgericht hat ein Sachverständigengutachten des 
Leiters des VE-Handelskontors für Zucht- und Nutzvieh 
eingeholt und mit Urteil vom 26. April 1956 antragsgemäß 
erkannt. Es hat seine Entscheidung ausschließlich auf die 
Verletzung der Preisvorschriften durch die Verklagten ge
stützt.

Gegen dieses Urteil haben die Verklagten Berufung ein
gelegt mit dem Anträge, die Klage abzuweisen, hilfsweise 
Verurteilung des Klägers zur Herausgabe der Pferde Zug 
um Zug gegen Zahlung von 2800 DM. Sie haben bestritten, 
daß der Verklagte zu 2) Beauftragter der Verklagten zu 1) 
gewesen sei und daß er das Alter der Tiere mit acht und 
zwölf Jahren und den Versicherungswert zugesichert habe. 
Die Preisvorschriften hätten bei Verkäufen zwischen Bauer 
und Bauer keine Gültigkeit.

Der Kläger hat mit Schriftsatz vom 13. August 1956 aus
geführt, daß die Pferde mit 2400 DM Verkaufspreis in der 
Zeitung „Das Volk“ inseriert worden seien. Der Verklagte 
zu 2) habe in Gegenwart der Verklagten zu 1) erklärt, die 
Pferde seien acht und zwölf Jahre alt. Für die Richtigkeit 
seiner Behauptung hat er zwei Zeugen benannt. Weiter hat 
er in diesem Schriftsatz behauptet, etwa eine Woche vor 
dem Verkauf seien der Tierarzt und der Versicherungsver
treter bei den Verklagten gewesen, um die Pferde in die 
Versicherung aufzunehmen. Dabei habe der Tierarzt fest
gestellt, daß das eine Pferd bereits zwanzig Jahre alt sei 
und nicht in die Versicherung aufgenommen werden könne. 
Hierfür hat er ebenfalls Beweis angeboten.

Das Bezirksgericht hat ein weiteres Gutachten des Tier
arztes Dr. Sch. und eine Auskunft des Rates des Bezirks 
über die Verkaufspreise für Pferde beigezogen.

Mit Urteil vom 9. Januar 1957 hat das Bezirksgericht das 
Urteil erster Instanz abgeändert und die Klage abgewiesen. 
Es hat die Gültigkeit der Preisvorschriften für private Ver
käufe und die Bereicherung der Verklagten zu 1) bejaht, 
ist aber der Auffassung, daß § 817 Satz 2 BGB anzuwenden 
sei, da nach § 4 der AO der deutschen Verwaltung für 
Land- und Forstwirtschaft in Berlin über die Veräußerung 
von Pferden vom 22. April 1947 (Reg.Bl. für das Land 
Thüringen 1948 Teil I S. 24) auch der Erwerber für die Ein
haltung des Höchstpreises verantwortlich sei. Eine Haftung 
der Verklagten wegen einer unerlaubten Handlung komme 
ebenfalls nicht in Betracht, da die Verklagten offenbar 
auch heute noch glaubten, daß die Pferde beim Verkauf 
erst acht und zwölf Jahre alt gewesen seien. Dafür spreche 
auch ihre Forderung auf Rückgabe der Pferde.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts, mit dem Verletzung 
verfahrensrechtlicher Bestimmungen gerügt wird.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst verstößt es gegen das Gesetz, daß der Tat

bestand des Urteils des Bezirksgerichts die Ausführun
gen nicht enthält, die der Kläger in seinem Schriftsatz 
vom 13. August 1956 gemacht hat. Wenn das Urteil 
auch, am Schluß des Tatbestandes den Hinweis ent
hält: „Auf Bl. 63, 64, 56 d. A. wird verwiesen und im 
übrigen auf den Akteninhalt Bezug genommen“, so 
entspricht eine solche Darstellung nicht der Vorschrift 
des § 313 Abs. 2 Satz 1 ZPO, wonach die Darstellung 
des Tatbestandes durch eine Bezugnahme auf die 
Schriftsätze ersetzt werden kann. Wenn schon die Be
hauptungen der Parteien nicht wiedergegeben werden, 
— nach § 313 Abs. 1 Ziff. 3 in Verbindung mit Abs. 2 
Satz 2 ZPO ist dies jedoch, wenn auch in gedrängter 
Darstellung, erforderlich —, so muß doch zumindest das 
Datum der angezogenen Schriftsätze und ihre Blatt
zahl in den Akten genau angegeben werden. Nur so 
kann bei einer Überprüfung des Urteils im Zusammen
hang mit den Entscheidungsgründen festgestellt wer-
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